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Entschließung 

des Nationalrates vom 20. März 2001 

betreffend Eintreten der Bundesregierung für den Schutz der Menschenrechte, der 

Stärkung der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

Der Nationalrat begrüßt das Eintreten der Bundesregierung für den Schutz der 
Menschenrechte, die Stärkung der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, ihr Eintreten für eine 
verantwortliche Auseinandersetzung mit Österreichs Geschichte und die rasche 
Vorbereitung von Maßnahmen zugunsten von Opfern des Nationalsozialismus, und 
unterstützt die Bundesregierung in ihrem Eintreten gegen jede Form von 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Antisemitismus. 

Der Nationalrat bekennt sich zum Bestand aller in Österreich anerkannten 
Religionsgemeinschaften insbesondere auch der Israeltischen Kultusgemeinde und 
garantiert die Freiheit der Religionsausübung.Darüber hinaus unterstützt der Nationalrat 
ausdrücklich die im Notenwechsel zwischen der österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der Vereinigten Staaten zur Regelung von Fragen der Entschädigung von Opfern 
des Nationalsozialismus und der Rückgabe von arisiertem unbeweglichen Vermögens 
vereinbarten Maßnahmen und ersucht die Bundesregierung, die ehestmögliche 
Inkraftsetzung des Entschädigungsfonds mit allen geeigneten Mitteln anzustreben und 
gemeinsam mit allen Partnern mögliche Verzögerungen hintanzuhalten und die rasche 

• Durchführung der Maßnahmen dieser Fonds sicherzustellen. 
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